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Sachverhait und Antrge 

Durch Entscheidung der Prflfungsabteilung des Europäischen 

Patentamts vom 10. Oktober 1985 wurde die europische Pa-

tentanmeldung Nr. 81 100 098.3 mit der Veröffentlichungs-

nummer 0 056 064 zurUckgewiesen. 

Gegen diese Entscheidung legte die Patentanmelderin am 

19. Dezember 1985 eine am 19. Februar 1986 begrlindete Be-

schwerde ein und fUgte am 19. Dezember 1985 einen Schéck in 

Höhe von DM 630--fUr die BeschwerdegebUhr bei. Die Be-

schwerdegebUhr betrug zu diesem Zeitpunkt DM 680,--. 

Nach Ablauf der Beschwerdefrist ist die BeschwerdefUhrerin 

auf diesen Sachverhalt aufmerksam geworden. Am 

26. Februar 1986 bezahite sie den Differenzbetrag von 

DM 50,--. 

In einem am 11. Mai 1987 eingegangenen Schreiben vertrat 

die BeschwerdefUhrerin die Auffassung, daI3 es sich bei dem 

Differenzbetrag von DM 50,-- urn einen geringfUgigen Fehibe-

trag i.S.v. Art. 9 (1), Satz 4 GebO handle, durch dessen 

verspätete Zahiung ihr kein Rechtsnachteil entstanden sei. 

&itscheidungsgrtlnde 

1. 	Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 bis 108 und der 

Regel 64 EPfJ nur dann, wenn die BeschwerdegebUhr als recht- 

zeitig in voller Höhe gezahlt anzusehen ist, oder wenn 
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der Fehibetrag von DM 50,-- gem. Art. 9 (1) Satz 4 GebO 

unberflcksichtigt bleiben kann. 

Artikel 9 (1), Satz 4 GebO gestattet dem Europaiechen Pa-

tentamt geringfUgige Fehlbeträge ohne Rechtsnachteil fUr 

den Einzahler unberUcksichtigt zulassen Nwenn  dies der Bil-

ligkeit entsprichtM. 

Der Fehibetrag belief sich im vorliegenden Fall auf 

DM 50,-- bei einem Gesaxntbetrag von DM 630,--. Das kann 

durchaus ale geringfUgiger Betrag im Sinne des vorgenannten 

Artikels angesehen werden. Weil der Einzahler gutglubig, 

aber irrtUmlich die frUher richtige Beschwerdegeblihr be-

zahite, entspricht es der Billigkeit den zum Zeitpunkt des 

Fristablaufs fUr die Zahiung der Beschwerdegeblihr und die 

Einlegung der Beschwerde fehienden Betrag unberUcksichtigt 

zu lassen (siehe Entscheidung T 130/82, AB1 EPA 1984, 

172). 
Die Beschwerde entspricht daher den Artikein 106 bis 108 

und der Regel 64 EPU. 

Da durch den Ubergang von der ZulssigkeitsprUfung zur 

SachprUfung allein noch keine bindende Entscheidung Uber 

die Zulässigkeit getroffen wird, hat es die Kaininer für ge-

rechtfertigt gehalten, die ZulUssigkeit in einer Zwischen-

entscheidung festzustellen (siehe Punkt 2, Entscheidung 

T 152/82, AB1 EPA 1984, 302). 
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Aus diesen GrUnden wird entschieden: 

Es wird festgestelit, daB die Beschwerde zu1ssig jet. 

Der Geschftsste11enbeamte 
	Der Vorsitzende 

B. A. Norman 
	 P.K.J. van den Berg 
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